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Zu diesem Buch

Das Phänomen ist bekannt: Eine hohe Zahl von Frauen aus
Mittel- und Osteuropa arbeiten für eine bestimmte Zeit in
deutschen Privathaushalten, um alte und pflegebedürftige
Menschen zu unterstützen und zu pflegen. Die genaue
Anzahl dieser Frauen ist nicht bekannt, ihre Qualifikation
nicht, ihre Rahmenbedingungen nicht: die im jeweiligen
Haushalt ausgeführten Tätigkeiten, ihre Arbeits- und Freizeit,
ihre Entlohnung. Bekannt ist, dass ein Teil von ihnen über
Vermittlungsagenturen in Deutschland und dem jeweiligen
Herkunftsland angestellt und bezahlt wird. Der größere Teil
befindet sich vermutlich jedoch in irregulären
Arbeitsverhältnissen.

Längst ist diese Art der Versorgung in Deutschland zu
einer verbreiteten Variante der Pflege alter Menschen
geworden. Sie geschieht unter Ausschluss der Öffentlichkeit,
ist jeder Kontrolle entzogen und doch so gut wie jedermann
bekannt: »Die Polin« – benannt nach Frauen aus dem Land,
aus dem die meisten kommen – ist im Sprachgebrauch der
Bevölkerung für die häusliche Unterstützung geradezu zur
Bezeichnung für diese Unterstützung geworden.

Hinsichtlich der Bezeichnung dieser Frauen existiert eine
große Unklarheit und eine entsprechende Vielfalt: Manche
sprechen von Pflegenden – was in Abgrenzung zu
professionell Pflegenden zu Spannungen führt, denn die
meisten der Frauen haben keine qualifizierte
Pflegeausbildung. Manche sprechen von Betreuer*innen –
was gegenüber der Abgrenzung zu gesetzlichen



Betreuer*innen ebenfalls Unschärfe hervorruft. Weit
verbreitet ist auch eine Kombination von Pflege oder
Betreuung mit »24 Stunden«, um die Rundumbetreuung zu
veranschaulichen.

Die Bezeichnungen, die sich aufgrund der Arbeitsform
ergeben: Live-ins (also Menschen, die mit anderen im
gleichen Haushalt zusammenleben) oder Migrant Care
Workers (Arbeitende im Pflegebereich in Pendelmigration)
werden nahezu ausschließlich in fachsprachlichen Kreisen,
insbesondere in wissenschaftlichen Veröffentlichungen,
gebraucht.

Dass für Personen, die eine bestimmte Tätigkeit
quasiberuflich ausüben, keine offizielle Bezeichnung
existiert, weist schon grundsätzlich auf eine unklare
Situation hin. Frauen, die so arbeiten, sind gewissermaßen
»dazwischen«: Diese Frauen agieren zwischen
professioneller Pflege, sofern sie in Kombination mit einem
ambulanten Pflegedienst arbeiten, und pflegenden
Angehörigen, sofern diese direkt mit im Haushalt leben oder
zumindest zeitweise an der Versorgung beteiligt sind. Dass
sie – bedingt durch die europäische
Arbeitnehmerfreizügigkeit – innerhalb zweier Länder hin-
und herpendeln, stellt eine weitere Facette dieses
Dazwischens dar.

Vieles, was für die betreffenden Frauen von großer
Bedeutung ist, geschieht auch »dazwischen«: in familiären
und Bekanntschaftsbeziehungen, durch die sie häufig zu
ihrer Beschäftigung in Deutschland kommen, durch
informelle Telefonkontakte mit anderen Frauen, die die
gleiche Form der Tätigkeit ausüben, durch Austausch in
Bussen zwischen ihrem Herkunftsland und dem Einsatzort in
Deutschland.

Vor allem vollzieht sich die hier kurz skizzierte
Versorgungsform zwischen den sozialstaatlichen
Bedingungen und Gesetzen in Deutschland. Für diese
Versorgungsform gibt es keine Regelungen, keine



gesetzliche Finanzierung und auch keine Kontrolle. Frauen in
dieser Arbeitsform arbeiten und leben »dazwischen«, nicht
nur im individuellen, sondern im strukturellen Sinn.
Pflegebedürftige und ihre Angehörigen, die sich für diese
Versorgungsform entscheiden, partizipieren am Dazwischen.
Diese Unschärfe hat einen Namen bekommen: Grauer
Pflegemarkt.

So wenig konkret und formal klar die Sachlage ist, die
damit bezeichnet wird, so anschaulich bezeichnet dieser
Ausdruck, worum es geht: Ein Geschäftsfeld, ein Markt hat
sich entwickelt, um Angebote für Pflegebedürftige
bereitzustellen, die offenbar an keiner geordneten Stelle zu
erhalten sind. Dieser Markt – so viel lässt sich vorweg
zusammenfassen – ist riesengroß, profitiert von dem
Wohlstand und den Wohnformen derzeitiger alter
(pflegebedürftiger) Menschen und der Differenz im
Einkommen zwischen Deutschland und den Ländern Mittel-
und Osteuropas.

An der Evangelischen Hochschule Nürnberg fand im
Herbst 2017 ein Symposium zu diesem Themenbereich
statt. Ziel war es, dieses »Dazwischen« aufzugreifen, indem
Zusammenhänge analysiert werden, Transparenz
geschaffen und Verantwortung bei den beteiligten
Akteur*innen geweckt wird. In unterschiedlichen
professionellen und nationalen Perspektiven wurden
Zusammenhänge beschrieben, Rechtslagen benannt,
Schräglagen aufgezeigt.

Im Anschluss an dieses Symposium wurde ein
Forschungsnetzwerk gegründet, das diese Impulse
aufgenommen und weiterbearbeitet hat. Mittlerweile haben
mehrere Netzwerk-Treffen stattgefunden, wurden
Forschungsprojekte vorgestellt, Praxisberichte
weitergegeben und vielfältige Fragestellungen bearbeitet.
Parallel dazu sind bundesweit Veröffentlichungen
entstanden, sodass im wissenschaftlichen Bereich die



Probleme längst benannt und viele Herausforderungen
bearbeitet sind.

Zunehmend entwickelt sich eine breite öffentliche
gesellschaftliche Diskussion des Themas. Stiftungen und
(akademische) Bildungseinrichtungen bieten Tagungen zur
Information und Diskussion an. Fachverbände, öffentliche,
kirchliche und freigemeinnützige Interessensvertreter*innen
nehmen das Thema in Veranstaltungen und Vorträgen auf.

Für diesen öffentlichen Diskurs möchte das vorliegende
Buch einen Beitrag leisten. Rechtliche Rahmenbedingungen,
Ergebnisse aus Studien mit dem Fokus auf die betreffenden
Akteur*innen sowie grundsätzliche Problemanzeigen sind
hier zusammengestellt.

Die öffentliche Wahrnehmung der Brisanz dieser
Versorgungsform kann – das ist unsere feste Überzeugung –
durch wissenschaftliche Studien allein nicht gelingen. Um
wirklich zu verstehen, was dieses »Dazwischen« bedeutet,
erscheint es unabdingbar, die Frauen, für deren Tätigkeit es
nicht einmal eine offizielle Bezeichnung gibt, in diesem
System zu Wort kommen zu lassen. Das ist in verschiedenen
Studien der Fall. Der Originalität der einzelnen Menschen
kann ein standardisiertes Interview – so sehr es
wissenschaftlich seine Berechtigung hat – jedoch niemals
gerecht werden.

Deswegen kommen die betroffenen Frauen – durchweg
aus Polen – in dieser Veröffentlichung auf andere Weise in
den Blick. In zahlreichen Begegnungen und (größtenteils
polnischen) Gesprächen sind viele Fakten und Eindrücke von
sechs Frauen zusammengetragen worden. Die Polinnen
haben langsam Zutrauen aufgebaut, haben sich über das
Interesse an ihrer Person und ihrem Ergehen gefreut und –
vor allem nach längerem Vertrautsein – sehr offen erzählt.

Ihre Geschichte und Geschichten werden hier in kleinen
biografischen Skizzen vorgestellt, gleichsam als Bilder von
lebendigen Menschen zwischen den reflexiven Beiträgen.
Die Namen der Polinnen sind frei erfunden. Ihre Erlebnisse



und Einschätzungen hingegen sind Realität. Das gilt in
gleichem Maß für den Beitrag »Erfahrungen eines
pflegenden Angehörigen«; auch sein Name ist nicht real,
wohl aber seine Geschichte.

Das Buch ist ein Gemeinschaftswerk verschiedener
Autor*innen. Ihnen allen sei für ihren Beitrag herzlich
gedankt. Großer Dank gebührt Herrn Markus Bünemann für
seine unkomplizierte Unterstützung bei der technischen
Zusammenführung der einzelnen Manuskripte zu einem
Buch. Er hat mit viel Ruhe und Sachverstand maßgeblich an
der Fertigstellung der Veröffentlichung mitgewirkt.

Wir möchten mit diesem Buch voller Reflexionen und
menschlicher Geschichten zu einem – hoffentlich breiten –
gesellschaftlichen Diskurs beitragen. Das »Dazwischen«,
eben den Grauen Pflegemarkt, werden wir so schnell nicht
auflösen. Das Anliegen, Menschen in unterschiedlichen
Positionen und Verantwortlichkeiten auf die
Herausforderungen hinzuweisen, werden wir nicht
aufgeben.

Barbara Städtler-Mach und Helene Ignatzi



Die Beschäftigung von polnischen1

Haushaltshilfen2 in deutschen
Pflegehaushalten aus rechtlicher
Perspektive
Christine Haberstumpf-Münchow

Der folgende Beitrag wurde ursprünglich als eine erste
Orientierungshilfe zu den drei möglichen
Beschäftigungsmodellen einer polnischen Haushaltshilfe für
betroffene bzw. interessierte Angehörige verfasst und wird
als solche an dieser Stelle erstmals veröffentlicht. Verzichtet
wird darin auf eine fundierte juristische Darstellung sowie
Auseinandersetzung mit den komplexen rechtlichen
Fragestellungen zu den einzelnen Beschäftigungsmodellen.

Die drei Beschäftigungsmodelle in der Praxis

In diesem Kapitel werden die unterschiedlichen
Beschäftigungsmodelle aus der Perspektive der
Angehörigen aufgeführt. Grundsätzlich sind drei
Beschäftigungsmodelle denkbar: die Beauftragung einer
Agentur, eine Arbeitgeber*innen-Tätigkeit durch die
Angehörigen und die Tätigkeit der Haushaltshilfe als
Selbstständige.

Beschäftigungsmodell 1: Eine Agentur beauftragen
Es wird eine deutsche Vermittlungsagentur beauftragt, die
mit einem polnischen Pflegeunternehmen



zusammenarbeitet. Dieses schickt seine Mitarbeiter*innen
für meist zwei oder drei Monate nach Deutschland. Dieser
Sachverhalt wird »Entsendung« genannt. Das Arbeitnehmer-
Entsendegesetz3 macht das möglich. Die Arbeitsleistung der
Haushaltshilfe erfolgt für den in Polen ansässigen
Pflegedienst. Arbeitgeber der Haushaltshilfe bleibt der
polnische Pflegedienst.
Dabei werden zwei Verträge abgeschlossen:
– Vertrag über die Vermittlung, sogenannter

Vermittlungsvertrag und
– Vertrag über die Pflegedienstleistungen, sogenannter

Dienstvertrag.

Wichtig ist, dass es im Vertrag mit der Vermittlungsagentur
nur um die Vermittlungsleistung, nicht aber um die
Pflegedienstleistungen geht, weil die deutsche Agentur nur
vermitteln darf. Je nach Anbieterin wird die
Vermittlungsgebühr als Gegenleistung einmalig oder
monatlich abgerechnet. Der polnische Pflegedienst muss
wiederum mehr als nur eine Vermittlungsagentur sein, er
hat im Heimatland selbst pflegerische Dienstleistungen
anzubieten. Dienstleister, die ausschließlich auf dem
deutschen Markt, ohne nennenswerte Pflegedienstleistung
in Polen, tätig sein wollen, können daher keine legale
Entsendung vornehmen.

Die anfallenden Pflege- und Unterstützungsleistungen
sowie alle sonstigen Arbeitsbedingungen gehören
ausschließlich in den Vertrag mit dem Pflegedienst im
Ausland. Der*die Auftraggeber*in darf der Haushaltshilfe
streng genommen keinerlei Anweisungen geben, weil
diese*r nicht Arbeitgeber*in ist. Absprachen, die sich aus
dem täglichen Miteinander ergeben, sind gegenüber dem
polnischen Dienst und in Verhandlung mit ihm geltend zu
machen. Eine schnelle und unbürokratische direkte
Absprache mit der Haushaltshilfe ist nicht zulässig.



Der Pflegealltag sieht jedoch anders aus: Die
Haushaltshilfen besprechen die konkreten Aufgaben
unmittelbar.

Da der*die Auftraggeber*in im gelebten Alltag
situationsbedingt der Haushaltshilfe direkt Weisungen erteilt
und Vorgaben machen muss, liegt im Rechtssinn eine
»gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung« nach dem
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz vor. Der gelebte
Arbeitsalltag der Haushaltshilfe führt unter Umständen zu
ungewollten negativen rechtlichen Folgeproblemen. Für die
gewerbsmäßige Arbeitnehmerüberlassung benötigt das
polnische Pflegeunternehmen eine gesonderte Erlaubnis.
Der polnische Pflegedienst als Verleiher kann grundsätzlich
eine »Verleiherlaubnis« für die Haushaltshilfe, eine*n
sogenannte*n überlassene*n Leiharbeitnehmer*in, von der
Bundesagentur für Arbeit erhalten. Fehlt diese Erlaubnis,
treten ungewollte Rechtsfolgen ein:
– Der Vertrag zwischen dem Pflegedienst und der*dem

entsandten Mitarbeiter*in wird unwirksam.
– Der*die Auftraggeber*in wird automatisch zum*zur

Arbeitgeber*in und unterliegt dann grundsätzlich der
Versicherungspflicht in den einzelnen Zweigen der
gesetzlichen Sozialversicherung und muss
Sozialversicherungsbeiträge entrichten.

Zur Sozialversicherungspflicht der Tätigkeit
Grundsätzlich gelten zwar die Rechtsvorschriften des EU-
Staates, in dem die Beschäftigung ausgeübt wird. Das ist
Deutschland in den geschilderten Fällen. Das
Sozialversicherungsrecht Polens bleibt jedoch anwendbar,
sofern
– es sich um eine vorübergehende Entsendung einer*eines

Mitarbeitenden bis zu 24 Monaten handelt und
– die Entsendung nicht dazu dient, eine andere entsandte

Person zu ersetzen.



Das heißt, dass in Deutschland keine
Sozialversicherungsbeiträge gezahlt werden müssen. Das ist
in einer Verordnung des Europäischen Parlaments und des
Rates zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit
geregelt. Dadurch soll bei kurzen Auslandseinsätzen
vermieden werden, dass sich die anwendbaren
Rechtsvorschriften ständig ändern. Der polnische
Pflegedienst unterrichtet die zuständige polnische
Sozialversicherungsanstalt über die Entsendung seiner
Arbeitnehmenden. Diese bescheinigt die Abführung von
Sozialversicherungsbeiträgen im Heimatland und stellt eine
»Entsendebescheinigung« aus.

Diese Bescheinigung ist in Deutschland für Behörden und
Gerichte bindend, solange sie nicht zurückgezogen oder für
ungültig erklärt wird bzw. gefälscht ist.

Zu den Arbeitsbedingungen der Haushaltshilfe
Was die Mindestarbeitsbedingungen (Lohn, Urlaub und
Arbeitszeit) betrifft, gilt deutsches Recht. Das bestimmt das
Arbeitnehmer-Entsendegesetz.

Seit 1. Januar 2015 ist das Mindestlohngesetz in Kraft.
Der Mindestlohn von derzeit 9,19 € je Stunde gilt für alle im
Inland beschäftigten Arbeitnehmer*innen über 18 Jahre und
damit auch für ausländische Arbeitnehmer*innen, die in
Deutschland arbeiten – egal ob sie bei einer in- oder einem
ausländischen Arbeitgeber*in angestellt sind.

Der sogenannte Pflegemindestlohn von 11,05 € in
Westdeutschland und 10,55 € in Ostdeutschland findet in
Privathaushalten dagegen keine Anwendung. Er gilt nur für
Personen in Pflegebetrieben.

Freie Verpflegung und Unterkunft sind Teil des Vertrags.
Das Arbeitszeitgesetz § 18 Abs 1 Nr. 3 hingegen ist bei

Arbeitnehmer*innen in häuslicher Gemeinschaft mit den
anvertrauten Personen nicht anwendbar. Daraus ergibt sich
eine Wochenarbeitszeit von höchstens 40 Stunden an nicht



mehr als sechs Arbeitstagen. Zudem hat die Haushaltshilfe
einen Anspruch auf den bezahlten Mindestjahresurlaub nach
dem Bundesurlaubsgesetz in Verbindung mit Tarifrecht.
Daraus ergibt sich ein Urlaubsanspruch für
Arbeitnehmer*innen von jährlich mindestens 24 Werktagen.
Dieser ist monatlich herunterzurechnen und für die Zeit des
Einsatzes zu gewähren.

Beschäftigungsmodell 2: Als Angehörige*r selbst
Arbeitgeber*in werden
Die polnische Haushaltshilfe wird als Arbeitnehmer*in in
Deutschland tätig. Die EU-Arbeitnehmerfreizügigkeit macht
das seit Mai 2011 möglich. Vorher war eine Arbeitserlaubnis-
EU nach dem Sozialgesetzbuch III erforderlich. Diese war vor
der Aufnahme einer Beschäftigung bei der Bundesagentur
für Arbeit einzuholen und wurde in der Regel nur befristet
erteilt.4

Selbst Arbeitgeber*in zu werden, ist arbeitsrechtlich die
sauberste Lösung, jedoch mit mehr Aufwand verbunden.
Vorteilhaft ist, dass der Beschäftigung zeitlich keine Grenzen
gesetzt sind. Es ändert sich auch nicht ständig die
Bezugsperson. Als Nachteil kann es sich aber auswirken,
dass der*die Arbeitgeber*in selbst für Ersatz sorgen muss,
wenn die Haushaltshilfe erkrankt.

Mit der Haushaltshilfe wird ein Arbeitsvertrag
geschlossen, durch den die Haushaltshilfe eine sogenannte
abhängige Beschäftigte im Sinn des Sozialgesetzbuchs IV
wird. Der*die Arbeitgeber*in hat dann das Recht, der
Haushaltshilfe unmittelbare Anweisungen zu geben, wann
und wie sie hilft.

Zur Sozialversicherungspflicht der Tätigkeit
Aus einem abhängigen Beschäftigungsverhältnis folgen
grundsätzlich die Versicherungspflicht in den einzelnen



Zweigen der gesetzlichen Sozialversicherung samt der
damit verbundenen Beitragslast sowie die
Steuerpflichtigkeit nach deutschen Rechtsvorschriften.

Es bestehen folgende Arbeitgeberpflichten:5
– Beantragung einer Betriebsnummer beim

Betriebsnummern-Service der Bundesagentur für Arbeit,
– Anmeldung der Beschäftigung zur Sozialversicherung bei

einer gesetzlichen Krankenkasse,
– Abschluss einer Unfallversicherung über die zuständige

Berufsgenossenschaft,
– Klärung der Abführung von der Lohnsteuer mit dem

Finanzamt bzw. Beauftragung eines Lohn- und
Steuerbüros.

Für die Haushaltshilfe ergeben sich folgende
Arbeitnehmer*innenpflichten:
– Anmeldung beim Einwohnermeldeamt,
– Beantragung einer Steuer-Identifikationsnummer beim

zuständigen Finanzamt.

Zu den Arbeitsbedingungen der Haushaltshilfe
Der Arbeitsvertrag definiert Inhalt, Ort, Zeit und
Arbeitsleistung gemäß der gesetzlichen und tariflichen
Bestimmungen in Deutschland:6
– Entlohnung und Arbeitszeit: Mindestlohngesetz und

Arbeitszeitgesetz
(Es gilt nicht der höhere Pflegemindestlohn)

– Urlaub: Bundesurlaubsgesetz und Tarifrecht
– Dauer der Beschäftigung: keine zeitlichen Grenzen

gesetzt
– Unterkunft und Verpflegung: Bei freier Gewährung wird

dies als geldwerter Vorteil gewertet und in Höhe der
aktuellen Sachbezugswerte zum gezahlten
Bruttoeinkommen hinzugerechnet. Dementsprechend



erhöhen sich die zu zahlenden
Sozialversicherungsbeiträge seitens beider
Vertragspartner*innen

– Probezeit: 4 Wochen
– Kündigungsfristen: laut Tarifvertrag mindestens ein

Monat
– An- und Abreisekosten: ggf. Übernahme der Kosten durch

den*die Arbeitgeber*in

Beschäftigungsmodell 3: Haushaltshilfe wird
selbstständig tätig
Die auf den ersten Blick einfachste und kostengünstigste
Lösung ist ein Einsatz als selbstständig Tätige. Denn in
Deutschland müssen dann keine
Sozialversicherungsbeiträge abgeführt werden. An den Start
geht ein*e Selbstständige*r der EU-Länder mit wenig
Vorarbeit: Es genügt die Wohnsitz- und Gewerbeanmeldung
in Deutschland sowie eine Steuernummer. Die
uneingeschränkte EU-Dienstleistungsfreiheit macht das
möglich.

Bei dieser Variante ist jedoch äußerste Vorsicht geboten:
Das Beschäftigungsverhältnis kann illegal sein, weil unter
Umständen eine Scheinselbstständigkeit vorliegt. Die
Haushaltshilfe ist also nur scheinbar selbstständig,
tatsächlich erfüllt sie aber alle Merkmale einer
Arbeitnehmerin. In dem Fall liegt Schwarzarbeit vor. Nach
dem Gesetz zur Bekämpfung der Schwarzarbeit und
illegalen Beschäftigung leistet Schwarzarbeit, wer unter
anderem Dienst- oder Werkleistungen erbringt oder
ausführen lässt und dabei als Arbeitgeber*in,
Unternehmer*in oder versicherungspflichtige*r
Selbstständige*r seine*ihre sich aufgrund der Dienst- oder
Werkleistungen ergebenden sozialversicherungsrechtlichen
Melde-, Beitrags- oder Aufzeichnungspflichten nicht erfüllt.



In diesem Beschäftigungsmodell ist genau hinzusehen,
ob eine selbstständige Tätigkeit oder eher eine abhängige
Beschäftigung vorliegt. Die Annahme einer Selbstständigkeit
wird eher die Ausnahme als die Regel sein, wenn die
Haushaltshilfe im Haus wohnt. Die Merkmale für eine
abhängige Beschäftigung sind: Die Haushaltshilfe ist im
Haushalt und Tagesablauf fest integriert, verwendet alles,
was ihr zur Verfügung gestellt wird, wie Handschuhe,
Desinfektionsmittel und Verbandsmaterial, und richtet ihre
Tätigkeit auf die Bedürfnisse des*der Auftraggebenden aus.
Die Haushaltshilfe wird von der Betreuung in einem Umfang
beansprucht, der ihr zeitlich keinerlei Raum für
Hilfeleistungen bei weiteren pflegebedürftigen Personen
belässt. Allein in den eher seltenen Fällen, in denen eine
Haushaltshilfe für mehrere Pflegebedürftige tätig wird, kann
unter Umständen eine »echte« Selbstständigkeit
angenommen werden. Zuverlässig kann das nur im
Einzelfall bestimmt werden.

Zur Sozialversicherungspflicht der Tätigkeit
Wer im Heimatland schon als selbstständige Pflegekraft
gearbeitet hat, unterliegt, sofern die Tätigkeit in
Deutschland nicht länger als 24 Monate dauert, auch
weiterhin den Rechtsvorschriften des Herkunftslandes. Das
ergibt sich aus der bereits erwähnten Verordnung des
Europäischen Parlaments und des Rates zur Koordinierung
der Systeme der sozialen Sicherheit. Die selbstständige
Haushaltshilfe beantragt bei der ZUS (Zakład Ubezpieczeń
Społecznych) in Polen eine Entsendebescheinigung, auch
»A1-Bescheinigung« genannt, in der bestätigt wird, dass sie
im selben Land versichert bleibt wie bisher. Mit der
ausgestellten Entsendebescheinigung wird sie genauso
geschützt wie eine entsandte Arbeitnehmerin. Liegt eine
solche A1-Bescheinigung jedoch nicht vor, droht die
Nachforderung des Gesamtsozialversicherungsbeitrages,



sollte eine abhängige Beschäftigung vorliegen. Die
Sozialversicherungsbeiträge können noch bis zu vier Jahre
später, bei vorsätzlichem Vorenthalten von Beiträgen sogar
noch 30 Jahre lang von den Sozialversicherungsträgern
nachgefordert werden.

Zu den Arbeitsbedingungen der Haushaltshilfe
Die Vergütung der selbstständigen Dienstleistung darf nicht
sittenwidrig sein. Sie muss angemessen sein und dem
Honorar für vergleichbare Dienstleistungen in Deutschland
entsprechen. Es sind tägliche Höchstarbeitszeiten
einzuhalten. Auf die Gesetze zum Schutz von
Arbeitnehmer*innen wie Arbeitszeitgesetz,
Bundesurlaubsgesetz, Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall
etc. können sich Selbstständige dabei nicht berufen.

Rechtlich zulässige Tätigkeiten einer
Haushaltshilfe in Abgrenzung zum Vorbehalt
für professionelle Pflegedienste

Rechtlich zulässig ist die Grundpflege, z. B.
– An- und Auskleiden
– Hautpflege
– Mundpflege
– Duschen und Baden
– Nagel- und Fußpflege
– Rasieren
– Toilettengang
– Inkontinenzversorgung
– Fortbewegung
– Waschen
– Haarpflege
– Zahnpflege


